
brachten, so konnten sie im ganzen doch nicht von 
fortschrittlichem Geist getragen sein, da in der Werte­
skala des Nationalsozialismus die Freiheit des Einzel­
menschen ganz unten und das völkische Idol ganz oben 
stand.

Bemerkenswert ist nun. daß durch das Gesetz Nr. 4 
vom 20.11.1945 (Bayer. Gesetz- u. VOB1. 1946 S. 1) 
das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses 
vom 14.7.1933 in der Fassung der Änderungsgesetze 
vom 26. 6.1935 und vom 4. 2.1936 mit sämtlichen hier­
zu erlassenen Durchführungs- und Ausführungsvor­
schriften aufgehoben wurde. Durch die Aufhebung des 
§ 14 Absatz 1 des Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses in der Fassung des Änderungsgesetzes 
vom 26.6.1935 ist auch das schwierige Problem der 
medizinischen Indikation wiederum der Rechtspre­
chung zur Lösung überantwortet worden.

Dazu noch Folgendes: In § 1 Absatz 2 der älteren 
Fassung des Gesetzes Nr. 89, die nur vom 18.12.1947 
bis zum 31.5.1948 in rechtstechnischer Geltung war, 
konnte man eine gesetzliche Anerkennung der medizi­
nischen Indikation erblicken. Sollte durch den 
Wegfall dieser Bestimmung auch diese Anerkennung 
wieder rückgängig gemacht werden? Ich möchte dies 
nicht annehmen. Es verlautet, daß die Bildung von 
Ärztekommissionen zur Begutachtung von Schwanger­
schaftsunterbrechungen bei den einzelnen ärztlichen 
Bezirksvereinen in die Wege geleitet wurde. Eine An­
ordnung ist jedoch beim Abschluß dieser Abhandlung, 
soweit mir bekannt, noch nicht ergangen; die ganze 
Angelegenheit scheint vielmehr noch im Flusse zu 
sein. Es wäre lebhaft zu begrüßen, wenn die weitere 
Rechtsentwicklung in Bayern eine -ausdrückliche An­
erkennung der Rechtsprechung des Reichgerichts be­
züglich der Zulässigkeit der medizinischen Indikation 
brächte.

Ich bekenne, daß ich die Schwangerschaft eines 
Weibes für eine höchst persönliche Angelegenheit die­
ses Menschenkindes halte. Sicher ist die Schwanger­
schaft eine entscheidende „Existenzfrage“ der Frau 
und damit auch eine wesentliche Frage ihrer persön­
lichen Freiheit. Hier paßt, wie mir scheint, ein Wort 
Sartres: „Zur Freiheit sind wir verurteilt; wir haben 
nicht die Wahl, frei zu sein.“

Wir kennen die Argumente, die in dem langen, auch 
heute noch währenden Kampf um den § 218 RStGB 
bis zum Überdruß für die Auffassung vorgetragen 
wurden, daß die Schwangere in der Verfügung über 
ihren Leib und die Frucht ihres Leibes nicht frei sei. 
Wir können diese Argumente in zwei Gruppen unter­
scheiden. Die eine Gruppe, die die Bestrafung der 
Schwangerschaftsunterbrechung aus „kollektiven“ Er­
wägungen wie Stärkung der Kraft des eigenen Volkes, 
Mehrung der eigenen „natio“ oder eines sonstigen 
zum Selbstzweck erhobenen menschlichen Kollektivs, 
also aus Bestrebungen des Willens zur Macht fordert, 
scheint mir gerade durch das verhängnisvolle Erleben 
unserer Zeit von 1914 bis zum heutigen Tage in ihrer 
sittlichen und rechtlichen Verkehrtheit gekennzeichnet 
zu sein. Die andere Gruppe läßt sich von religiösen 
Überlegungen leiten. Ich achte die Überzeugung der 
Menschen, deren religio, deren Rückbindung an Gott, 
die Schwangerschaftsunterbrechung unter dem Ge­
sichtspunkt der Tötung des keimenden Lebens zur 
schweren Sünde stempelt. Das Oberhaupt der römisch- 
katholischen Kirche hat sich erst neuerdings auf dem 
im Juni 1948 in Rom abgehaltenen Internationalen 
Nachkriegschirurgenkongreß scharf gegen die medi­
zinische Indikation ausgesprochen (Süddeutsche Zei­
tung Nr. 51 vom 26.6.1948, EHB Rom, „Papst Pius 
gegen Indikation“). Ich würdige vollauf diesen Stand­
punkt der Kirche. Ich verstehe und begreife auch, daß 
sich die gläubigen Menschen den Geboten ihrer Reli­
gion, der Disziplin ihrer Religionsgemeinschaft, der 
Zucht ihrer Kirche verpflichtet fühlen. Wogegen ich 
mich nachdrücklich und leidenschaftlich wende, das ist 
der Geist der Unduldsamkeit, der versucht, jene Men­
schen, die sich aus der Freiheit ihrer menschlichen 
Entscheidung heraus solchen religiösen Gebote n i c h t  
gehorsamspflichtig, solchen überweltlichen Bindungen 
n i c h t  verhaftet fühlen, seinem Machtstreben zu 
unterwerfen. Ich fechte gegen den Zwang, mit dem 
religiöse Intoleranz ihre Anschauung auf Menschen

anderer sittlicher Auffassung auszudehnen und zu die­
sem Zweck die staatliche Gesetzgebung einzusetzen 
sucht.

Man verstehe mich recht! Ich will mit diesen rechts­
politischen Ausführungen nicht den Kämpfern gegen 
den § 218 RStGB alte Argumente in neuem Gewände 
liefern. Ich gehe davon aus, daß diese so häufig ge­
änderte Bestimmung des alten Reichsstrafgesetzbuchs 
heute im Lande Bayern und meines Wissens auch in 
den anderen Ländern der drei westlichen Zonen noch 
geltendes Recht ist. (Auf die von fortschrittlichem 
Geist getragenen neuen Gesetze zum Problem der 
Schwangerschaftsunterbrechung in den Ländern der 
sowjetischen Besatzungszone kann ich nur in Paran- 
these aufmerksam machen, indem ich auf den aus­
führlichen Bericht von Weiß, NJ 1948 S. 68 ff. ver­
weise. In allen Gesetzen der genannten Länder ist 
die Zulässigkeit der medizinischen Indikation aner­
kannt. Wir erleben also auf dem in Rede stehenden 
bedeutsamen Gebiete des Strafrechts wieder einen 
Fall des Auseinanderbrechens der deutschen Rechts­
einheit.) Aber dagegen kämpfe ich, daß man mit dem 
Polizeigesetz Nr. 89 dem Arzt und der Hebamme die 
Verpflichtung einer Anzeige an eine staatliche Behörde 
auferlegt, obschon eine solche Anzeigepflicht aus all­
gemein verbindlichen sozialethischen Erwägungen 
nicht gerechtfertigt werden kann, vielmehr nur dazu 
bestimmt oder mindestens geeignet ist, die Grund­
lage für ein Ermittlungsverfahren der Strafverfol­
gungsbehörde nach § 218 RStGB abzugeben. Denn der 
Hauptzweck der vom Gesetz gebotenen Melde- oder 
Anzeigepflicht ist es doch — mag das nun von den 
Urhebern des Gesetzes eingestanden oder abgestritten 
werden — der Strafverfolgungsbehörde auf diesem 
Umwege Angaben über mögliche Verbrechen nach 
§218 RStGB zu liefern. Nach dem geltenden mate­
riellen und formellen Strafrecht besteht für den 
Staatsbürger keine Pflicht zur Erstattung einer Straf­
anzeige im Sinne des § 158 StPO, wenn ihm die Tat­
sache einer strafbaren Handlung bekannt geworden ist. 
(§ 139 RStGB begründet lediglich bei Kenntnis von 
dem V o r h a b e n  bestimmter dort auf gezählter Ver­
brechen eine Anzeigepflicht.) Nun wird eine solche An­
zeigepflicht für den Arzt und die Hebamme auf dem 
Umwege eines Polizeistrafgesetzes festgelegt. Ich er­
warte nicht, daß die Gerichte, die dem juristischen 
Positivismus folgen und wohl auch folgen müssen, 
etwa die Rechtsungültigkeit des Gesetzes Nr. 89 aus­
sprechen könnten. Aber ich halte mich zu der Frage 
berechtigt, ob dieses Gesetz .unter der Herrschaft eines 
übergesetzlichen — nicht kirchlich gebundenen — Na­
turrechts, das nach dem IJechtszweck fragt und nicht 
bloßes Zweckrecht ist, das Gewissenssache und nicht 
nur Gehorsamssache ist, das wahrhaft innerlich ver­
bindlich als Sollen und nicht bloß äußerlich verbind­
lich als Müssen ist, vom G e s e t z g e b e r  verantwortet 
werden kann. Bringt der Gesetzgeber nicht die Per­
sonen, denen er die Anzeigepflicht auferlegt, in 
schwere, erschütternde Konflikte ihres autonomen Ge­
wissens und Rechtsgefühls? Wird nicht sogar in ver­
steckter Form ein Zwang zur Selbstbezichtigung auf­
gestellt? Dabei kennt selbst unser „positives Recht“ 
bislang keine Verpflichtung zur Selbstanzeige, wenn 
man von gewissen, wenig erfreulichen und vor allem 
nicht nachahmungswerten Vorschriften auf dem Ge­
biete der politischen Befreiung absieht.

Hat der Gesetzgeber sich gefragt, ob das Gesetz 
Nr. 89 mit dem S i n n  der Verfassung des Freistaates 
Bayern vereinbar 1st? Daß es den positivistischen 
Juristen gelingen wird, seine Vereinbarkeit mit dem 
Wortlaut der Verfassung darzutun, bezweifle ich nicht. 
Widerspricht es indessen nicht der in Artikel 102 Ab­
satz 1 statuierten Unverletzlichkeit der Freiheit der 
Person und der in Artikel 107 Absatz 1 gewährleiste­
ten Gewissensfreiheit? Schreibt nicht Artikel 100 vor, 
daß die Würde der menschlichen Persönlichkeit in Ge­
setzgebung, Verwaltung und Rechtspflege zu achten 
sei, und* sagt nicht Artikel 101, daß jedermann die 
Freiheit habe, innerhalb der Schranken der Gesetze 
und der guten Sitten alles zu tun, was anderen nicht 
schadet? Artikel 98 bestimmt doch, daß die durch die 
Verfassung gewährleisteten Grundrechte grundsätzlich 
nicht eingeschränkt werden dürfen und daß Einschrän­
kungen durch Gesetz nur zulässig sind, wenn die
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